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Sogar die BILD am Sonntag brachte am 
12. Oktober sieben Sonderseiten zur Fi-
nanzmarkt-Krise unter’s Volk. CDU und 
SPD fordern plötzlich die Verstaatlichung 
von Banken. Klar ist: Wir stehen am Be-
ginn von ökonomischen und politischen 
Verschiebungen, die nur vergleichbar sind 
mit dem, was der großen Depression der 
30er Jahre folgte.  

Welche politischen Möglichkeiten ergeben 
sich aus dieser Lage für eine Kraft, die die 
Verhältnisse in diesem Lande im Interesse 
der Arbeiter, Tarifangestellten, Studentin-
nen, Arbeitslosen und Kleinunternehme-
rinnen grundlegend ändern will und welche 
Forderungen sollte sie in den Mittelpunkt 
ihrer Arbeit stellen? 

Um diese Kernfrage, die alle Linken – 
nicht nur die groß geschriebenen – derzeit 
beschäftigt, zu beantworten, müssen wir 
uns zunächst die Ruhe gönnen, uns den 
historischen Ort dieser Krise und dann 
intensiv ihren inneren Charakter anzuse-
hen. Alle Maßnahmen, die das nicht tun, 
tragen die Gefahr in sich, nur hektisch an 
der Oberfläche zu wischen. 

 

Private Aneignung und gesellschaftliche 
Produktion 
Gegenwärtig wird von Seiten herrschender 
Kreise und Medien als Hauptgrund der 
Krise die „Gier“ der Bankmanager be-
nannt. Das Leit- und Lieblingsmagazin 
dieser Kreise, der Londoner „Economist“, 
weist in seiner jüngsten Ausgabe vom 11. 
Oktober darauf hin, „Geldexzesse“ hätten 
schon „Jahrhunderte vor dem Verlegen der 
ersten Ziegel in Wall Street“ existiert. Mit 
dieser Grundlinie sollen die Ereignisse zu 
einem allgemein-menschlichen Problem 
verklärt werden, das sich durch die Aus-
wechslung einzelner beschmutzter Perso-

nen und die anschließende Einführung 
strengerer Moralregeln lösen ließe. 

Das ist natürlich Unsinn. Die Gier früherer 
Kaufleute in Venedig hat vor 500 Jahren 
die Indianer in den Rocky Mountains nicht 
nur nicht interessiert, sondern auch nicht 
tangiert. Es muss sich seitdem also etwas 
geändert haben, damit wir so gebannt auf 
Börsenkurse in Japan oder den USA 
schauen wie wir das zur Zeit tun. 

Der tiefste innere Kern aller ökonomischen 
Prozesse der letzten 300 Jahre ist ihre ste-
tige Vergesellschaftung. Um das zu begrei-
fen, bedarf es noch nicht einmal der An-
strengung des Kopfes, sondern nur der 
seines Gegenteils. Noch im 18. Jahrhundert 
gab es im Peiner Land außer vielleicht den 
Sesseln eines Adligen keine Sitzgelegen-
heit, die nicht von dortigen Händen aus 
dem Holz und Leim hergestellt worden ist, 
das aus seinen Wäldern und den Knochen 
seiner toten Tiere stammte. Heute hinge-
gen muss ein armer Arsch sich schon in die 
Feldmark bewegen, um dort eine Sitzgele-
genheit zu finden, die nicht aus Materialien 
aus aller Herren Länder besteht und dort zu 
einem Stuhl zusammengefügt, der dann 
anschließend ins Peiner Land gefahren 
wurde. 

Als die Resultate produktiver Tätigkeit 
noch eindeutig auf die Handlung einzelner 
zurückzuführen war, machte es Sinn, sie 
zum Privateigentum dieser einzelnen zu 
erklären und ihnen zu gestatten, sie frei auf 
dem Markt gegen die Erzeugnisse anderer 
Einzelproduzenten auszutauschen. 

Die ganze Revolutionsgeschichte der letz-
ten 200 Jahre aber ist in ihrem Kern eine 
Rebellion der neuen, vergesellschafteten, 
Art und Weise der Produktion gegen ihre 
alte, auf die Fiktion des autonom handeln-
den Einzelproduzenten beruhenden Form 
der privaten Aneignung dieser Produkte. 
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Die gegenwärtige Finanzkrise ist die bisher 
höchste Form dieser Rebellion. 

Denn in diesen Tagen zerbricht die Fiktion, 
als könne der am intensivsten und globals-
ten verflochtene Teilbereich dieses Pro-
duktionssystems Menschheit – der Bereich, 
in dem seine Finanzströme zusammenge-
knüpft werden – noch auf Einzelrechnung 
autonom handelnder Börsenmakler und 
Bankenvorstände betrieben werden. 

Die gegenwärtige Krise der Finanzwirt-
schaft ruft also mit einem Wort nach der 
Anerkennung ihres gesellschaftlichen Cha-
rakters. Diese Erkenntnis legen wir jetzt – 
wie ein fertig geschnitztes Stuhlbein – erst 
einmal beiseite; wir brauchen sie später, 
wenn wir aus den anderen Erkenntnisteilen 
die praktischen politischen Schlussfolge-
rungen zusammenbauen. 

 

Viel mehr als nur Verstopfung 
Der schon erwähnte „Economist“ vom 11. 
Oktober wundert sich. Die unvorstellbare 
Summe von 700 Milliarden Dollar hat die 
amerikanische Regierung für die Verflüs-
sigung des ins Stocken geratenen Geld-
kreislaufs bereit gestellt. Ähnlich Schwin-
del erregende Summen haben – übrigens 
anders als in den USA sogar ohne Gesetz-
gebungsverfahren – die europäische Zent-
ralbank, die Bank von England und die 
japanische Zentralbank zur Verfügung 
gestellt. Und das Resultat? „Das alles 
brachte wenig, um die Krise auf den Welt-
Finanzmärkten zu stoppen“. Was ist da 
schief gelaufen? 

Um das zu begreifen, müssen wir uns – 
wat mut dat mut – nun in die Gedanken-
welt der kapitalistischen Finanzminister 
hineinbegeben. Aus ihrer Sicht ist die ge-
genwärtige Krise vor allem eine Verstop-
fung des kapitalistischen Kanalisationssys-
tems. Ihre – teilweise ja richtige – Sicht 
muss sich eine Marxistin so vorstellen: 
Wie in einem Haus gibt es auch in der 
Wirtschaft sichtbare und unsichtbare Teile. 
Unsichtbar ist die Kanalisation. Wenn alle 
Rohre offen sind, ist sie auch weder riech- 
noch spürbar. Wenn es aber irgendwo zu 

einer Verstopfung kommt, fängt’s an zu 
stinken und wenn dann nicht einer kommt 
und die Verstopfung löst, läuft irgendwann 
die ganze angestaute Scheiße auf den 
Wohnzimmerteppich und das Haus wird 
unbewohnbar. 

Die Finanzminister agieren gegenwärtig 
als Klempner, weil sie folgendes Krisen-
bild haben: Die Weltwirtschaft insgesamt 
(die deutsche natürlich sowieso) ist in ih-
rem Kern gesund. Aber durch unkontrol-
lierbare Finanzgeschäfte, insbesondere 
durch das Verleihen von Geld an Hausbau-
er ohne hinreichende Sicherheiten, ist das 
Vertrauen der Handelnden auf den Fi-
nanzmärkten untereinander erschüttert. Sie 
sind sich nicht mehr sicher, ob sie das un-
tereinander geliehene Geld auch wirklich 
wie vertraglich vereinbart zurückbekom-
men, wenn es ihnen zusteht. Deshalb funk-
tioniert der Inner-Banken-Geldkreislauf 
nicht mehr und droht zusammenzubrechen.  

Das hängt auch mit einer Eigentümlichkeit 
des kapitalistischen Geldmarktes zusam-
men. Gelder werden in der Regel langfris-
tig zu recht hohen Zinssätzen ausgeliehen. 
Jeder der schon mal ein Haus gebaut oder 
als Kleinunternehmer einen Kredit gezo-
gen hat, weiß das: 10 Jahre zu x Prozent 
Zinsen.  

Die Privatanleger – bei denen die Banken 
letztlich das Geld in kleinen Stücken ein-
sammeln, das sie dann in größeren Kredi-
ten ausgeben – legen ihr Geld in der Regel 
aber kurzfristiger an und bekommen dafür 
auch weniger Zinsen: 3 Monate zu  x-y 
Prozent Zinsen.  

Damit die Banken trotz dieser Ungleichzei-
tigkeit von ausgegebenen und eingenom-
menen Geldern zahlungsfähig bleiben, 
leihen sie sich untereinander kurzfristig 
Gelder aus – in der Regel mit einem klei-
nen Zinsaufschlag von üblicherweise unter 
0,1 Prozent. Das geht anders als beim 
Häuslebauer unbürokratisch und fix über 
den PC, weil sie sich untereinander darauf 
verlassen, dass eine Bank (anders als ein 
Hausbesitzer oder Unternehmer) nicht illi-
quide wird und immer zahlt.  
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Da jetzt einige Banken zusammengebro-
chen sind, weil das Schneeballsystem, das 
sie mit Hypothekenkrediten aufgezogen 
haben, nicht mehr funktioniert, ist dieses 
Grundvertrauen in die Kollegen Banker im 
Eimer. Das macht sich im System durch 
zwei Haupteffekte bemerkbar: Der er-
wähnte Zinsaufschlag hat sich vervielfacht 
– das Geld, das sich Bank A von Bank B 
leiht, wird also teurer. Und zweitens, noch 
viel gravierender: Am liebsten leihen sich 
die Banken das Geld gegenseitig überhaupt 
nicht aus, weil sie sich (siehe Island) nicht 
mehr sicher sein können, dass sie es über-
haupt wiedersehen.  

Wenn das das Hauptproblem wäre, was das 
Handeln der bestbezahlten Finanzminister 
dieser Welt folgerichtig: Sie halten den 
Interbanken-Markt flüssig, indem sie das 
tun, was vorher die Banken auch ohne 
Staat getan haben: Sie leihen nun anstelle 
anderer Privatbanken denjenigen Institu-
ten, die Geld für ihre Refinanzierung benö-
tigen, die Mittel zu einem niedrigen Zins-
satz kurzfristig aus. So halten sie das Ka-
nalisationssystem flüssig und verhindern 
den Rohrbruch. Allerdings wundern sie 
sich zur Zeit darüber, dass das System mü-
helos Hunderte und bald Tausende von 
Milliarden Dollar, Yen und Euro weg-
schluckt und der Gestank im Hause trotz-
dem nicht weniger wird. Sie sind hochgra-
dig irritiert.  

Was ist da los? Wir halten erst einmal fest: 
Wäre es nur eine Verstopfung im Inner-
Banken-Verkehr, das die gegenwärtige 
Krise ausmacht, dann hätten die Maßnah-
men geholfen. Das aber ist ein doppelter 
Konjunktiv. Der schlichte Indikativ ist: Sie 
haben nicht geholfen.  

Warum nicht? 

 

Marx hatte mal wieder recht 
Jeder bebildete Marxist weiß, dass nie-
mand den zweiten Band des KAPTIAL – 
der sich mit seiner der Zirkulation befasst – 
verstehen kann, ohne den ersten und damit 
die Grundlagen der Akkumulation von 

Kapital überhaupt gelesen und verstanden 
zu haben.  

Was wir jetzt erleben, ist – da sind sich 
Marxisten und Ungebildete einig – das 
Platzen einer spekulativen Blase. Aber was 
hat die Blase gefüllt? 

Die Spekulationsblase, die da jetzt so stin-
kend zu platzen droht, ist das Ergebnis 
einer vor allem seit der Niederlage des 
staatlich organisierten Sozialismusanlaufs 
von 1989 durchgeführten massenhaften 
Enteignung. Aus drei Quellen sind seit 
rund 20 Jahren die Konten gefüllt worden, 
mit denen sich die herrschenden Finanz-
märkte seitdem in immer rasenderer Ge-
schwindigkeit gegenseitig schwindelig 
spekuliert haben: 

- Die unter dem Druck der System-
niederlage und der Schwäche der 
Gewerkschaften erreichten ständi-
gen Reallohnsenkungen in prak-
tisch allen Ländern des entwickel-
ten Kapitalismus haben den Mehr-
wert-Anteil an den erlösten Umsät-
zen rapide erhöht. 

- Begleitet wurde dieser Prozesse 
von einem seit ungefähr zwei Jahr-
zehnten anhaltenden Steuerumver-
teilungsprozess, in deren Gefolge in 
allen großen kapitalistischen Län-
dern den mehr als eine Million Dol-
lar schweren Vermögenden und 
den großen Unternehmern Steuerer-
leichterungen in durchweg dreistel-
liger Milliarden-Euro-Summe zu-
geschoben wurden. 

- Die dritte Quelle zur Füllung der 
Spekulationsblase ist die Zertrüm-
merung der auf direkte Umvertei-
lung von jung zu alt beruhenden 
Altersversorgungssysteme auf kapi-
talmarktgestützte Systeme – also 
Riester statt Blüm.  

Überwiegend von rechts, zum Teil auch 
von links, wird in Deutschland jetzt mit 
dem Finger auf die USA als den vermeint-
lichen Ausgangspunkt der Krise gezeigt. 
Hier gilt der alte biblische Spruch, dass 
mensch bei dieser Handbewegung nie ver-
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gessen sollte, dass dann meisten drei Fin-
ger auf einen selbst zurückzeigen. Diese 
drei Finger bestehen in diesem Falle in drei 
nüchternen ökonomischen Fakten: 

- Nirgends in der kapitalistischen 
Welt war der Reallohnrückgang der 
Arbeiter, der Tarifangestellten und 
der Beamten im unteren Tarifbe-
reich seit 1989 so gravierend als in 
dem Teil der Welt, der früher an 
der Systemgrenze lag, also in 
Deutschland. 

- Nirgends wurde die Entlastung der 
Reichen bei gleichzeitiger steuerli-
cher Belastung der Massenein-
kommen durch höhere Mehrwert-
steuern so fanatisch betrieben wie 
in Deutschland, in der allein in den 
letzten sechs Jahren rund 300 Mil-
liarden Euro mehr in die öffentli-
chen Kassen geflossen wären, wenn 
nur die selben Steuergesetze wie im 
Jahre 2000 gelten würden. 

- Nirgend ist verglichen mit 1990 so-
viel zusätzliches Geld in die Kapi-
talmärkte gepumpt worden wie in 
Deutschland durch die Drosselung 
der umlagefinanzierten bei gleich-
zeitiger Mästung der kapitalmarkt-
gestützten Altersversorgung mit 
Hilfe von Steuergeldern durch die 
verbrecherische Riester- und Rü-
rup-Politik. 

Deshalb war auch die Spekulations-
Euphorie in Deutschland nicht etwa gerin-
ger, sondern – jedenfalls in nüchternen 
Zahlen ausgedrückt möglicherweise sogar 
wilder als in den USA. Der „Economist“ 
weist in seiner Ausgabe vom 4. Oktober 
angesichts der Schuldzuweisungen vor 
allem Deutschlands an die USA genüsslich 
darauf hin, dass die kontinentaleuropäi-
schen Banken verglichen mit ihrer Eigen-
kapitalbasis rund 50 Prozent mehr Gelder 
ausgeliehen hätten als die US-
amerikanischen und frohlockt: „Und sie 
müssen sowohl mit den vergifteten ameri-
kanischen Papieren, mit denen sie sich in 
Milliardenhöhe eingedeckt haben als auch 
mit ihren eigenen verlangsamenden 

Volkswirtschaften kämpfen“ (ebenda, S. 
11).  

Wenn sich das so über zwei Jahrzehnte 
entstandene Problem in der Zirkulations-
sphäre lösen ließe, sollten wir das tun. Wir 
wären dann redliche Kensianer. Die zentra-
le Bezugsperson der internationalen Lin-
ken ist aber nicht Keynes. Unsere zentrale 
Bezugsperson ist Karl Marx. Und deshalb 
müssen wir noch einmal von der Zirkulati-
ons- in die Realwirtschaftsphäre hinunter-
steigen, vom KAPITAL Band 2 zum KA-
PITAL Band 1, von der Börse zu den 
Fließbändern. 

Alle wichtigen Fragen in der Welt sind im 
Kern einfach. Das Schwierige besteht im-
mer nur im Finden des Kerns im Matsch 
der Einzelheiten. 

Die Papiere, mit denen in den letzten Jah-
ren so wild und zur Zeit etwas reserviert 
spekuliert wird, sind in ihrem Kern alle 
dasselbe – ob Aktien oder Hypothekenbrie-
fe oder Pfandbriefe: Sie sind Anteilsschei-
ne auf künftige Profite.  

Es gibt aber nicht nur keinen Profit ohne 
Mehrwertproduktion. Der durch die Aus-
beutung von fremder Arbeitskraft nach 
ihrer Bezahlung und der Bezahlung der 
verarbeiteten Materialien erzeugte Mehr-
wert verwandelt sich erst in klingende 
Münze durch seinen Verkauf auf dem 
Markt. Das ärgerliche und eigentlich Ris-
kante kapitalistisch organisierter Produkti-
on ist es, dass an dem Mehrwert, dieser 
verheißungsvollen Frucht der ganzen Ma-
loche anderer Leute, auch noch die ganzen 
vorher vorgeschossenen fixen und variab-
len Kosten des Produkts kleben. Um es 
bildlich zu machen: Wenn der Opel ver-
kauft ist, realisiert sich für die Verkäufer 
und die Besitzer von General-Motors-
Aktien der durch seine Produktion ermög-
lichte Mehrwert. Vorher aber klebt an die-
ser Frucht auch das ganze schöne Geld, das 
vorher in Maschinen, Bleche und Lack 
investiert werden musste. Wenn also die 
ganze chromglänzende Kiste nicht verkauft 
wird, realisiert sich nicht nur der Mehrwert 
nicht – auch das ganze schöne, schon be-
zahlte Blech ist für die Tonne.  
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Und diese Scheiße bedroht die Geldleute 
jetzt massenhaft. Das allerdings hat ihnen 
der gute Karl auch schon gesagt, als er 
darauf hinwies, dass der letzte Wider-
spruch der ganzen kapitalistischen Produk-
tionsweise eben darin besteht, dass die 
Kapitalisten einerseits so investieren wür-
den, als würde die Nachfrage nach Waren 
unendlich wachsen, auf der andere Seite 
aber die Löhne so zu drücken bemüht sind, 
dass die eigentlichen Produzenten immer 
weniger Waren kaufen können. 

Und weil dieser ganz irdische Kernwider-
spruch gegenwärtig hoch oben in der Zir-
kulationssphäre aufplatzt, ist die Krise dort 
nicht zu lösen. 

 

Die Aufgaben auf der Intensivstation 
Weil das so ist, kommt gegenwärtig auch 
das einzige Krisenreaktions-Programm, 
das den totalen Zusammenbruch der privat 
organisierten Kapitalzirkulation und eine 
anschließende Depression verhindern 
könnte, von der Partei DIE LINKE. Der 
von Marx geschilderte Kernwiderspruch 
muss zunächst gemildert werden, indem 
den abhängig Beschäftigten, den Klein-
rentnern, den Studenten, den Arbeitslosen 
das Geld in die Hand gegeben wird, das 
andere sinnlos in die Zirkulationssphäre 
pumpen wollen. Dieses Sofortprogramm 
ist klar, genial und liegt als Parteivor-
stands-Beschluss auf dem Tisch: 

- Sofortige Einführung eines gesetz-
lichen Mindestlohne von (am bes-
ten gleich) 10 Euro 

- Sofortige Anhebung von ALG II al-
tersunabhängig auf 435 € 

- Schnelle Investition von 15 Milli-
arden in ein Ganztagsschulpro-
gramm mit entsprechenden Bau- 
und Ausbildungsinvestitionen 

- Unterstützung der Tarifforderungen 
der IG Metall nach 8 Prozent 
Lohnerhöhungen als Maßstab für 
die nachfolgenden Branchenver-
handlungen 

- Sofortige Anhebung der Renten, 
Schließung der Riester- und Rürup-
Förderungen, Revitalisierung der 
umlagefinanzierten Altersversor-
gung 

- Ein 10-Milliarden-Sofortprogramm 
zur Krankenhaussanierung und den 
Ausbau des schienengebundenen 
Verkehrs bei endgültigem Stopp 
der Bahnprivatisierung. 

Ein solches Programm kostet Geld. Hier 
könnte dann hinsichtlich der praktischen 
Politik der Unterschied zwischen Keynes 
und Marx beginnen. Keynes würde viel-
leicht empfehlen, dass Geld durch staatli-
che Neuverschuldung zu holen. Dies wür-
de aber die Zins-Schuld des Staates den 
Vermögenden gegenüber erhöhen (von 
Zinsausgaben haben diejenigen wenig, die 
kein Vermögen besitzen, das sie zinsbrin-
gend ausleihen könnten). Die marx’sche 
Intensiv-Station-Lösung wäre es, das Geld 
ohne den Umweg und ohne Zinsverlust 
über höhere Staatsverschuldung dort zu 
holen, wo es seit den großen Steuerumver-
teilungsprogrammen ja liegt: bei den Ver-
mögenden und Großunternehmen. Das 
skizzierte Ausgabenprogramm müsste also 
verbunden werden mit einem Steuererhö-
hungsprogramm in ähnlicher Größenord-
nung, das im Kern das Geld im Zockerca-
sino abschöpft, um es direkt an die Nach-
frager nach realwirtschaftlicher Leistung 
durchzureichen – also uns hier unten. 

Parallel dazu spricht nichts dagegen, den 
Versagerbanken durch staatliche Bürg-
schaften oder direkte Mittel kurzfristig zu 
helfen, den Geldkreislauf flüssig zu halten. 
Das ist aber an zwei Voraussetzungen ge-
bunden: Erstens muss das Geld da sein, 
zweitens müssen die in bürgerlichen Ge-
sellschaften üblichen Sicherheiten für ge-
liehenes Geld gestellt werden. Das erste ist 
relativ leicht zu bewerkstelligen. Besonde-
re Situationen erlauben auch besondere 
Steuern oder – zusätzlich zu diesen Steuern 
– Abgaben. Wir haben in Deutschland rund 
800.000 Geldvermögens-Millionäre. Sie 
sind überwiegend Profiteure der hinter uns 
liegenden Spekulationswelle. Wenn sie alle 
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mit einer einmaligen Abgabe von 10 Pro-
zent ihres Vermögens zur Verflüssigung 
des Geldkreislaufs herangezogen werden, 
macht sie das noch nicht zu Hartz-IV-
Empfängern oder Menschen, die mit einem 
Tarifgehalt rechnen müssen. Diese einma-
lige Abgabe würde aber den jetzt von der 
Bundesregierung angekündigten Wechsel 
decken. 

Zweitens gilt in bürgerlichen Gesellschaf-
ten die Regel: Wer sich Geld leiht, hat zur 
Sicherheit sein Eigentum in Höhe des ge-
liehenen Geldes zu verpfänden. Jeder, der 
schon einmal einen Kredit genommen hat, 
weiß das: Dein Versprechen, das Geld zu-
rückzuzahlen, reicht dem Gläubiger nicht. 
Er lässt sich für den Fall, dass Dir mit der 
Rückzahlung etwas dazwischenkommt, 
Dein Haus, Dein Auto oder Dein Gehalt 
verpfänden. Das kann im jetzt vorliegen-
den Fall natürlich nicht anders sein. Staat-
liche Bürgschaften oder Kredite an Banken 
müssen verbunden werden zum einen mit 
Zinsaufschlägen bei der Rückzahlung der 
Kredite beziehungsweise (geringeren Auf-
schlägen) bei den Bürgschaften und zwei-
tens damit hinterlegt werden, dass die 
Bank bei Zahlungsverzug an den Gläubiger 
geht – also den Staat.  

 

Die Ausheilung in der anschließenden 
Reha-Maßnahme 
So ungefähr könnten die Sofort-
Maßnahmen aussehen, um zu verhindern, 
dass die Krise der Finanzmärkte zu einer 
Krise des Volkes wird.  

Der Patient würde dann zwar leben, wäre 
aber noch nicht geheilt. Würden wir – das 
Volk und seine demokratisch gewählten 
Repräsentanten – es dabei belassen, würde 
früher oder später der ganze fehlerhafte 
Kreislauf von vorne beginnen. 

An dieser Stelle verwandeln wir uns wie-
der in den Tischler und nehmen uns das 
Stuhlbein vom Anfang dieser Geschichte 
wieder zur Hand. 

Aus der Niederlage von 1989 haben wir 
gelernt: Wir sind nicht gegen den Markt. 

Die beste Zeit des damals noch jungen 
Sozialismus war die, als Wladimir seine 
„Neue Ökonomische Politik“ (NÖP) 
durchkämpfte und die beste Zeit der DDR, 
als Walter seine „Neues Ökonomisches 
System“ (NÖS) in Ansätzen realisieren 
konnte.  

Deshalb bleibt es im Sozialismus – anders 
als vermutlich in den fernen Zeiten des 
Kommunismus - auch so, dass der Einzel-
produzent, der seine Stühle, Tassen und 
sonstige gegenständliche Waren auf dem 
Markt feilbietet (entweder auf dem Peiner 
Marktplatz oder im Internet) seinen Platz 
haben soll. 

Praktisch handelnde Marxistinnen und 
Marxisten sind diejenigen, die den oben 
skizzierten laufenden Vergesellschaftungs-
prozess unserer Jahrhunderte mit klarem 
Blick und verständigen Händen begleiten. 
Sie sollten ihm nicht hinterherhinken, sie 
sollten ihm nicht allzu weit vorauseilen 
und sie dürfen nicht allzu sehr vom Wege 
abweichen. Wenn sie das tun, stellt sie das 
Volk zu Recht eine Weile neben den Spiel-
feldrand. Sie müssen aber vor allem denje-
nigen Zeitpunkt theoretisch begreifen und 
praktisch erwischen, an dem Sphären der 
gesellschaftlichen Produktion und Repro-
duktion einen Grad erreicht haben, die ihre 
weitere private Aneignung verbietet.  

So wie es – inzwischen – unstrittig ist, dass 
auch im Sozialismus der Markt für viele 
Bereich des Wirtschaftens (Becher, Stühle, 
Autos, Fahrräder …) seinen Platz hat, so 
ist unstrittig, dass es Bereiche gibt, die 
nicht zur Ware auf den Markt getragen 
werden dürfen: Bildung und Gesundheit 
zum Beispiel. Bei ihnen war noch im Feu-
dalismus die Marktform üblich, bis die 
Einsicht sich durchsetzte, dass private 
Kurpfuscher der Gesundheit und private 
Schulen der allgemeinen Bildung abträg-
lich sind. 

Die jetzt aufgeplatzte Krise verhilft nicht 
nur uns, sondern breiten Schichten der Be-
völkerung zur dämmernden Einsicht: Die 
Zeit ist gekommen, nach Bildung und Ge-
sundheit auch das Geld dem Markt zu ent-
ziehen. Es ist zu wichtig für die anarchi-
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sche Form, seine Bewegung zu organisie-
ren. Für die Zeit nach der Intensivstation 
brauchen wir also bereits jetzt ein Konzept 
der Vergesellschaftung der Finanzsphäre. 
Dies muss nicht zwingend staatlich sein. 
Es gab und gibt nicht nur in Deutschland 
gute Erfahrungen in verschiedenen Berei-
chen mit dem öffentlich-rechtlichen Cha-
rakter zum Beispiel des hohen Gutes der 
gesendeten Information oder der freien 
Wohlfahrtspflege. Darauf aufbauend könn-
te sich die Angliederung der privaten Ban-
ken und Versicherungen an das bestehende 
öffentlich-rechtliche und Genossenschafts-
system mit verstärkter öffentlicher Kon-
trolle und verbesserter demokratischer 
Mitwirkung als ein Modell dieser Verge-
sellschaftung anbieten. Dies würde auch 
das Problem leichter lösen helfen, dass 
eine Verstaatlichung eines international 
agierenden Sektors ohne eine internationa-
len Staat eine gedanklich und erst recht 
praktisch komplizierte Aufgabe ergäbe. 

Aber unter Linken dürfte es in einem Punkt 
keinen Dissens geben: Die Vergesellschaf-
tung der Zirkulationssphäre muss auf die 
Tagesordnung. Jetzt. 

 

Hannover, den 14. Oktober 2008  


